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1880. 


werden unter Titel 1 als preußiſcher Ertrag der Zölle und Tabaks⸗ 
ſteuer aus dem Reich die Summe von 34,123,900 M. aufgeführt, gegen 
das Vorjahr um 9,648,420 M. mehr. Dieſer erfreulichen Mehrein⸗ 
nahme aus dem Reich ift es vorzüglich zu danken, daß der Erlaß an 
direkten Steuern in Ausgabe geſtellt werden konnte. Außerdem bleibt 
aus den Einnahmen ein Meberihuß von nahe 9 Millionen für das 
Extraordinarium übrig. Ich bemerke aber ausdrücklich, daß, wenn das 
Geſetz über die Eiſenbahngarantien bereits erlaſſen worden wäre, ein 
Theil diefer Summe dem Reſerve⸗ und Amortiſationsfonds der Eiſen⸗ 
bahnen hätte überwieſen werden müſſen. Zur Zeit iſt dieſes Geſetz 
nicht erlaſſen — es wird vorgelegt werden — und die ganze Summe 
erſcheint als ein freier Staatsüberſchuß, über den die Staatsregierung 
Vorſchläge zu machen hat. Sollte das Hous beſchließen, daß ein Theil 
dieſes Ueberſchuſſes zum Reſerve⸗ und Dispoſitionsfonds eingezogen 
werden ſoll, ſo würde dem unſererſeits nichts entgegenſtehen und wir 
müßten nur den Ausgleichsfonds für das Defizit erhöhen. 


Was den Steuererlaß von 14 Millionen betrifft, ſo iſt es 
der Staatsregierung nicht entgangen, daß auch eine andere Verwen⸗ 
dung des Ueberſchuſſes möglich wäre, als fie von der Regierung vor⸗ 
geichlagen iſt. Nach ſtreng finanziellen Grundſätzen würde man in der 

age fein, dieſe 14 Mill. zur Herabminderung des Extraordinariums, 
alſo zur Verminderung der etaksmäßigen Ausgaben zu verwenden. Das 
Defizit des Extraordinariums würde dadurch auf 165 Millionen redu⸗ 
ziet werden können. Auch würde man verlangen können, daß das 
Verwaltungadefizit des vorigen Jahres den Ueberſchüſſen des laufenden 
Jahres im Etat überwieſen werde. Es iſt aber von Seiten der Hauſes 
und von Seiten der Finanzverwaltung immer angenommen, daß jedes 
Finanzjahr für ſich rein abzuſchließen habe und daß die Ausgaben des 
einen nicht auf die Einnahmen des nächſten Jahres übertragen werden 
ſollen. Da die Regierung dieſe Praxis beizubehalten wünſcht, ſchlägt 
fie Ihnen vor, dieſe 5 Millionen durch eine Anleihe zu decken. Daß 
die für den Steuererlaß in Ausſicht genommenen 14 Millionen nicht 
für die Deckung des Extraordinariums verwendet werden ſollen. hat 
ſeinen Grund darin, daß bei der Berathung des Verwendungsgeſetzes 
wohl von keiner Seite de worden iſt, daß der Steuererlaß 
erſt eintreten ſolle, wenn der Staat aus ſeinen Einnahmen nicht blos 
alle laufenden, ſondern auch alle außerordentlichen Bedürfniſſe gedeckt 
haben würde. Man hat vielmehr vorausgeſetzt, daß, wenn das Or⸗ 
dinarium geſtatten ſollte, überhaupt Steuererlaſſe zu bewilligen, mit 
dieſen vorgegangen werden ſolle, um ſo mehr, als ja die Ueber⸗ 
ſchüſſe aus der Reichskaſſe ebenfalls in das Ordingrium ein⸗ 
getragen werden und beſtimmungsmäßig dieſen Steuererlaſſen 
entgegengeſtelft werden ſollen. Hätte man geglaubt, daß auch 
das Extraordinarium erſt vollſtändig gedeckt ſein müſſe, dann würde 
es mit dem Verwen dungsgeſetz in der That gar keine Eile gehabt 


Amtliches. 

2. November. Der König hat geruht, den Rittergutsbe⸗ 

Johann Friedrich Witt auf Neetzow im Kreiſe Anklam 
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en Dem Oberlehrer Dr. Hellmuth Dondorff am Joachimsthalſchen 

mnafium in Berlin iſt das Prädikat Profeſſor beigelegt worden. 
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wë Wohnſitzes in Schwiebus zum Kreiswundarzt des Kreiſes Züllichau 


emannt worden. 


Dom Fandtlage. 


3. Sitzung des Abgeordneteuhauſes. 

Berlin, 2. November, 11 Uhr. Am Miniſtertiſch: Bitter, 
wg und Maybach mit mehreren Kommiſſarien. h S 
eingegangen find: 1) der Rechenſchaftsbericht über die weitere 
Ausführung des Geſetzes über die Konſolidation der preußiſchen 
Staatsanleihen; 2) die Rechnungen der Kaſſe der Oberrechnungskam⸗ 
mer pro 1878,79: 3) der Geſetzentwurf über gemeinſchaftliche Holzun⸗ 
gen; H eine Denkſchrift, betreffend die Regultrung der Spree, Havel, 
Belt des Pregel ꝛc.; 5) der Bericht über die bisherige Ausführung 
5 8.4 des Geſetzes, betreffend den Erwerb mehrerer Privatbahnen 
für den Staat, und 6) ein Geſetzentwurf, betreffend die Wieder⸗ 


un 
aulafung der Vermittelung der Rentenbanken zur Ablöſung von 
eallaſten 


Mun ezinanzminiſter Bitter: Ich habe die Ehre, dem Haufe den 
ug 0 für 1881—82 vorzulegen. Als ich den Etat für das lau⸗ 
fende Jahr vorlegte, befand fich das Land am Ausgang einer ſchweren 
fits, in der ein Stillſtand eingetreten war. Jetzt zeigt ſich eine er⸗ 
ſteuliche Wendung zum Beſſeren, deren Spuren ſchon bei einem Rück⸗ 
gik auf das abgelaufene Finanzjahr 1879.80 wahrzunehmen ſind; 
dem meine Befürchtung, daß die erſten ſechs Monate deſſelben ſehr 
erhebliche und bedenkliche Mindererträge aufweiſen würden, haben ſich 
zwet ausgeglichen, daß ich hoffen durfte, mit einem nicht erheblichen 
Munderertrage oder einem unerheblichen Mehrertrage das Jahr ab⸗ 
ſhließen zu dürfen. Dies wäre auch der Fall geweſen, wenn nicht 
dr erhebliche Mindererträge noch einen viel größeren Umfang erreicht 
ten und nicht unvorhergeſehene Ausgaben über den Etat nothwen⸗ 
geworden wären. So ſind an Mehreinnahmen in jenem Finanz⸗ 
eingetreten an direkten Steuern 568,640 M., in der Verwaltung 
der Bergwerke 1,270,060 M., der Eiſenbahnen 6,605,157 M. (Hört!) 
Gs befinden ſich aber in der letzteren Ziffer 4,818,328 M., welche den 
gerſtaatlichten Eiſenbahnen angehören (Hört), deren Erträge nur bis 
10 1. Januar d. F. feſtgeſtellt werden konnten, weil damals die 


Verhältniſſe in vollem Umfange Rechnung trägt, ſo würde es doch 
immer noch mindeſtens 3 bis 4 Jahre dauern, bevor wir in die Lage 
kommen würden, alle extraordinären Ausgaben aus den laufenden Ein⸗ 
nahmen zu decken. Bis dahin den ärmeren Klaſſen der Bevölkerung 
eine Steuererleichterung vorzuenthalten, ſcheint der 15559 um ſo 
weniger gerechtfertigt, als im laufenden Etat bereits über 93 Millionen 
mehr an Reichsſteuern in Einnahme geſtellt worden ſind. Auch wird 
man gewiß nicht wohl thun, Ausgaben, welche im Weſentlichen auch der 
Zukunft zu Gute kommen, der Gegenwart aufzuerlegen und die dazu er⸗ 
forderlichen Mittel gerade den ärmeren Klaſſen der Bevölkerung zu ent⸗ 
ziehen. Die Bevölkerung hat durch das Verwendungsgeſetz für den 
Fall, daß überhaupt Ueberſchüſſe aus der Reichskaſſe an die Staats⸗ 
kaſſe abgegeben werden, ein gewiſſes Recht auf die praktiſche Ausfüh⸗ 
rung dieſes Geſetzes und wir glauben, daß die Umſtände dazu angethan 
find, den Anſchauungen der Bevölkerung nach dieſer Seite hin Rech⸗ 
nung zu tragen. Die Regierung iſt hierbei der Anſicht geweſen, daß 
ein geringerer als ein dreimonatlicher Steuererlaß, wenn eine Erleich⸗ 
terung irgend merklich ſein ſoll, nicht würde in Ausſicht genommen 
werden können. Sie erachtet es als ein hervorragendes Staaksintereſſe, 
daß mit der Steuerreform, wenn auch nur in dem vorliegenden be⸗ 
ſchränkten Umfange, doch ein praktiſcher Anfang gemacht werde. (Bei⸗ 
fall rechts. Hört! hört! links.) Es iſt mir ſehr angenehm, daß dieſe 
Bemerkung Aufmerkſamkeit erregt; jedenfalls rechne ich mit Zuver⸗ 
ſicht darauf, daß das hohe Haus dem (ust der 14 Millionen 
ſeine Juſtimmung nicht verſagen wird. (Zuſtimmung) Daß es 
bei dieſem Anfange nicht bleiben kann, daß es ſich jetzt nur um 
den erſten Schritt auf der Bahn nach vorwärts handelt, iſt für 
uns nicht zweifelhaft. Bei gleich ſparſamer und vorſichtiger Ver⸗ 
waltung, welche bei uns in Preußen immer eine der erſten Be⸗ 


Hebereinſtimmung zwiſchen dem Rechnungsjahr der Privatbahnen und 
dem ſtaatlichen Etatsjahr noch nicht N werden konnte. (Hört! 
links) Sollten in dieſem erſten Quartal, welches noch nicht mit zur 
Rechnung gezogen werden durfte, noch einige Mehreinnahmen aus den 
Privatbahnen zu verzeichnen ſein, dann würden ſie natürlich dem da⸗ 
mals abgelaufenen Etatsjahr zu Gute gerechnet werden können. Wer 
get iſt in den Dotationen eine Ausgabenerſparniß von 3,300,000 Mk. 
eingetreten und außerdem find aus der Reichskaſſe aus Ueberſchüſſen 
152 | amd der Tabaksſteuer gegen den Etat mehr eingeſetzt 

Dieſen Mehreinnahmen ſtehen leider ſehr bedeutende Minderein⸗ 
nahmen namentlich aus den Betriebsverwaltungen gegenüber: bei der 
Domänen⸗ und Forſtverwaltung 5,064,155 M., bei der Stempelver⸗ 
waltung 4,529,568 M., bei den hinterlegten Geldern 1,180,043 M.; 
bei der Juſtizverwaltung fand außerdem eine Mehrausgabe von 
6623201 M. über den Etat ftatt. So entſtand ein Defizit von 5 
Millionen M., deſſen Deckung durch eine Anleihe Ihnen vorgeſchlagen 
wird, (Hört! lints.) Gleichwohl zeigt das Finanzjahr 1879,80 gegen 
dus Vorfahr eine Verbeſſerung um 35 Millionen, alſo einen bedeuten⸗ 
den an zum Bei 


„Der Eta 
mit 912,143,287 


dingungen fein muß, werden die Staaatsſinanzen auch in den 
b, vorzüge | kommenden Jahren die Einnahmen bieten, um einen gleichen 
3 Domä⸗ Erlaß wie den jetzigen in den Etat einzuſtellen. Was 


nun das Ertraordinarium ſelbſt betrifft, jo dürfte daſſelbe 
durch die aufgenommenen Poſitionen, die Ihrer aufmerkſamen Prü⸗ 
fung unterliegen werden, ſich in ſich ſelbſt rechtfertigen. Ich will dabei 
die vielfach in der Preſſe laut gewordene Meinung erwähnen wonach 
der Ueberſchuß im Ordinarium nur dadurch SE ei, daß Aus⸗ 
gaben der laufenden Verwaltung, welche in das Ordinarium gehören, 
im Extraordinarium aufgeführt ſeien. Dieſe Vorausſetzung iſt eine 
durchaus irrige. Eine Vergleichung des jetzt vorliegenden Extraordi⸗ 
nariums mit dem des vorigen Jahres wird ergeben, daß nur ſolche 
Ausgaben dort aufgenommen ſind, welche in der That ſich als ein⸗ 
malige und außerordentliche darſtellen. Es hat daher eine Verdeckung 
der Ausgaben im Extraordinarium und der Einnahme im Ordinarium 
nach keiner Seite hin ſtattgefunden. Ich bemerke ferner, daß neben 
unweſentlichen Ausgaben für das Staats⸗, Handels: und 
Finanzminiſterium, das Miniſterium der öffent⸗ 
lichen Arbeiten eine Summe von 25,978,215 M. in Anſpruch 
nimmt, wobei 9,522,450 M. für Eiſenbahnzwecke und 16,098,665 

für die Bauverwaltung beſtimmt ſind von denen wieder 
etwa 141 Millionen für die Regulirung der Waſſerſtraßen, die För⸗ 
derung der Binnenſchifffahrt und für die Häfen und Schifffahrtverbin⸗ 
dungen ausgeworfen find. Das Juſtizminiſterium erfordert 
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Und erg⸗, Hütten⸗ zum Bau von Gerichtsgebäuden und Gefängniſſen 2,455,145 M., das 
de Salinenverwaltung 6,302,033 ME. gegen das Vorjahr Ministerium des Innern für Strafanſtalten etwas über eine Million 
N Einnahme aus dieſer Poſition beträgt 55,371,741 Mk.); aus der Mark, die forſt⸗ und landwirthſchaftliche und Geſtüt⸗ 


Verwaltung 2,319,200 M. Für das Kultus miniſterium 
find 6,154,537 M. ausgeworfen, von denen 24 Millionen für Univer⸗ 
fitäten, 390,000 M. für wiſſenſchaftliche und Kunſtzwecke, 062,00 
M. für das techniſche Unterrichtsweſen und 245,875 M. für das Ele⸗ 
mentarſchulweſen beſtimmt find. Die aus dem Vorfahre übernomme⸗ 


Nenbah nverwaltung 139,884,977 Mk. gegen das 
hz innanme im Ganzen beträgt 356,542,000 Mk.), ſo daß die Ze 
de nderwaltung dieſes Maniſterums, wobei allerdings 


\ mug Boten Privateiſenbahnen mit im Auge behalten werden 


Beim Abſchnitt B. Kap. 23 der allgemeinen Finanzverwaltung 5 


haben, denn wenn man auch der allgemeinen Beſſerung der finanziellen ` 


nen Summen, die alſo nicht der laufenden Verwaltung ange⸗ 


hören, aber, da die betreffenden Verwendungen bereits ange⸗ 
fangen haben, auch gedeckt werden müſſen, erheben ſich auf 
26,530,000 M. Es bleiben alſo für dieſes Jahr an 


neuen Bewilligungen, ſoweit ſie in Anſchlag gebracht ſind, nur 
13, 000.600 M. zu verzeichnen. Das iſt gewiß kein ſehr erheblicher 
Betrag. Ich rechne aber darauf, daß mit der Vollendung der begon⸗ 
nenen großen Bauten und mit Erledigung der Zwecke, die bisher im 
Extraordinarium Aufnahme gefunden haben, eine weſentliche Herab⸗ 
minderung deſſelben ſtattfinden muß. Ich habe den Wunſch, daß das 
Extraordingrium ganz aus unſerem Etat verſchwinde und daß die 
Mittel vorhanden ſein möchten, auch dieſe Ausgaben in das Ordina⸗ 
rium zu übertragen. (Bewegung links.) Ich glaube nicht, daß dieſe 
Anſicht eine ſehr 1 iſt, denn es hendelt ſich in dieſem Jahre 
nur um 13,000,000 M. Das iſt eine hohe Summe, aber jedenfalls 
eine ſolche, die zu großen Bedenken Veranlaſſung nicht geben könnte. 
Außerdem wird noch der Bau des ethnographiſchen Mu⸗ 
ſeums in Berlin ſeinen Anfang nehmen, nachdem die bisherigen 
Schwierigkeiten beſeitigt find. Die erſte Baurate von 500,000 M. iſt 
bereits im Jahre 1879 bewilligt worden. Nach alledem iſt ein ver⸗ 
decktes oder verſchleiertes Defizit, wie es jetzt jo vielfach als vorhanden 
bezeichnet wird, keineswegs vorhanden. Ich glaube, die Finanzlage, 
wie fie ſich aus den Zahlen ergeben wird, Ihnen ganz offen dargelegt 
zu haben; ein Zweifel über die Richtigkeit der Anſätze und Aeußerungen, 
die ich gethan habe, wird kaum obwalten können. Es iſt nicht möglich 
geweſen, allen Anforderungen zu entſprechen, welche an die Finanzen 
des kommenden Jahres herangetreten ſind und als ſehr erwünſcht hät⸗ 
ten bezeichnet werden können. Beſonders bedaure ich, daß eine mehrere 
Millionen in Anſpruch nehmende Summe zur Verbeſſerung der Beam 
tengehalte, bezw. zur Gleichſtellung der Gehaltsbezüge der Verwaltungs⸗ 
und Juſtizbeamten nicht hat eingeſtellt werden können. Indeſſen iſt 
im Großen und Ganzen allen ſonſt wirklich dringenden Bedürfniſſen 
Rechnung getragen, und überhaupt ſind Lücken im Fortſchritt der Ver⸗ 
waltungsentwickelung, ſo weit es die Finanzverwaltung betrifft, nicht 
vorhanden. Ich bin überzeugt, die eingetretene Wendung zum Beſſern 
wir ſich bewähren. Anzeichen von einer ſpäteren Herabminderung der 
Erträge der Staats⸗ und Finanzverwaltung 0755 nicht vor. Wir 
rechnen ſogar auf deren Beſſerung. In hohem Grade würde es dazu 
beitragen, allen Verhältniſſen gerecht zu werden, wenn, was ja leider 
nicht in unſerer Macht liegt, herbeizuführen, günſtigere Witterungs⸗ 
verhältniſſe nach den ſchweren Elementarereigniſſen der letzten 
Jahre dem Lande in einer geſegneten Ernte reichlichere Mittel zu freu⸗ 
diger Arbeit und angeſtrengter, aber erfolgreicher Thätigkeit bieten 
möchten. — Die Reſultate des Eiſenbahnankaufs haben ſich, 
ſoweit ‚fie e Natur ſind, bewährt, und Alles, was wir an 
volkswirthſchaftlichen Vortheilen davon erwartet haben, iſt in vollſter 
Entwickelung begriffen. Dies iſt um ſo erfreulicher, als die Einleitun⸗ 


gen zu dieſer Entwickelung ja noch nicht ein volles Jahr im Gange 


E und man alſo fertige Verhältniſſe noch unmöglich vor ſich haben 
ann. 

Schwieriger als die Eiſenbahnfrage geſtaltet ſich die Frage der 
Steuerreform, über welche ich ſetzt nicht dasjenige jagen werde, 
was etwa von mir noch verlangt werden ſollte. Es handelt ſich um 
eine geſezgeberiſche Thätigkeit, die in alle Lebens⸗ und Verkehrsverhält⸗ 
niſſe des Landes und der Einwohner eingreift (Sehr richtig), und 
die auch in die eigentlichen Regierungs⸗Intereſſen einſchneidet. Die 
Steuerreform zerfällt in zwei große Hauptabtheilungen. Die eine be⸗ 
handelt die Reform der direkten Steuern in Preußen, nämlich der 
Klaſſen⸗, Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer. Die andere behandelt die 
Verwendung derjenigen Ueberſchüſſe aus der Reichskaſſe, welche in Folge 
von anderweitigen Steuererträgen aus dem Reiche an Preußen über⸗ 
wieſen werden ſollen. Was die innere Reform in Preußen anlangt, 
ſo ſind die Grundzüge derſelben in einer ſehr mühſeligen Arbeit feſt⸗ 
geſtellt. Bei der großen techniſchen und adminiſtrativen Wichtigkeit 
dieſer Reformen, ſowie bei der außergewöhnlichen Tragweite derſelben 
für das Land und die Regierung iſt es mir nichk, wie ich im 
vorigen Jahre verſprechen zu können geglaubt habe, möglich gemejen, 
die bezüglichen aue e jetzt ſchon vorzulegen. Ich habe es viel⸗ 
mehr für nothwendig gehalten, zunächſt die Provinzialbehörden über 
die aufgeſtellten Entwürfe zu hören, und muß mich daher über dieſen 
Theil der Steuerreform zur Zeit der Aeußerung enthalten (Hört! Hört!), 
da ich nicht in der Lage bin, überſehen zu können, ob ich nicht bei dem 
in Ausſicht genommenen Entwurf Aenderungen werde eintreten laſſen 
müſſen, und auch das Staatsminiſterium mit dieſer Frage noch nicht 
beſchäftigt iſt; ich hoffe aber beſtimmt, den Geſetzentwurf baldmöglichſt 
dem Hauſe vorlegen zu können; es werden aber die umfangreichſten 
Fragen ſein, die an Sie herantreten, und ich möchte nicht gern ohne 
die allervollſte Vorbereitung nach allen Seiten hin für das Land und 
für mich in dieſe Finanzfragen eintreten. Anders ſteht es mit dem 
Theil der Steuereform, der die Ueberſchüſſe behandelt, die aus der 
Reichskaſſe an Preußen fließen ſollen. Ueber die Ueberſchüſſe, die aus 
der Jollgeſetzgebung pom Reiche an Preußen im vorigen Jahre abge⸗ 
führt find, iſt, wie Sie wiſſen, disponirt. Dieſe ſcheiden bei der vor⸗ 
liegenden Betrachtung fait ganz aus. Die Staatsregierung iſt der An⸗ 
ficht, daß das Verwendungsgeſetz vom 16. Juli in ſeiner vollen Geltung 
weiter beſtehen bleibt. Die an Preußen aus Sieden Ueberſchüſſen fallen⸗ 
den Mittel reichen aber nicht aus, um eine Steuerreform in dem Maß⸗ 
ſtabe möglich zu machen, wie die Regierung es wünſchen muß, und die 
nicht nur weitere Entlaſtung der unteren Volksklaſſe herbeiführen, 
ſondern auch eine Entlaſtung der Kommunalverbände ermöglichen ſoll. 
Die Regierung bleibt in der letzten Beziehung bei dem von mir im 
vorigen Jahre ausgeſprochenen Grundſatze ſtehen, daß nur, wenn eine 
erhebliche Ueberweiſung regelmäßig erfolgt, eine derartige Ent⸗ 
laſtung herbeizuführen iſt, daß alſo die Kommunalverbände in 
den Stand geſetzt werden, mit voller Sicherheit ihren Haus⸗ 
halt regeln zu können, ſonſt könne man nicht in eine ſo 


weittragende Operation eintreten. Andererſeits würde dieſe Frage 


eine lediglich theoretiſche ſein, wenn Sie mir den Ausdruck 
egi — eine vollkommen müßige, wenn man der Regierung nicht 
ereite Mittel giebt, um die Steuerreform auszuführen; ohne ſehr 


erhebliche Mittel könnte von einer Steuerreform überhaupt nicht die 
hört! links. Sehr richtig! rechts. Nun könnte 
1 1 d itteln Preußens 
genommen würden, dann können wir uns kein anderes Bild davon machen, 
als daß wir dem hohen Hauſe mit einer Menge von Steuergeſetzen 


Rede ſein. (Hört! 5 
man ja verlangen, daß die Mittel aus den eigenen 


kämen, die das preußiſche Volk direkt belaſten müßten. Die Regierung 


nimmt von dieſem Wege vollſtändig Abſtand und glaubt, daß die 


Mittel zur Steuerreform nur aus weiteren Ueberweiſungen vom Reich 


E 


— 


EC E 


keform nöthig fein wird. 


ME erben können. Wenn wir die Verhältniſſe im Reichstage 
richtig beit 


quellen nicht blos die Ueberzeugung haben wollen, daß dieſelben an 


ſich und in ſich gerechtfertigt find und von der Bevölkerung ohne 


Ueberlaſtung getragen werden können, ſondern man wird auch ver⸗ 
langen, daß die Erträge nicht etwa zu Verwaltungszwecken des Reichs 
verwendet werden, ſondern daß ſie nur zur Entlaſtung der Einwohner 
von direkten Steuern benutzt werden. In dieſem Sinne habe ich zu⸗ 
nächſt, um eine gemeinſchaftliche Baſts für die Einzelregierungen zu 
finden, im Juli mit den Finanzminiſtern aller deutſchen Staaten mich 
dahin verſtändigt, daß die Ueberſchüſſe von gewiſſen neuen Reichs⸗ 
uern, welche den Einzelſtaaten zu gute kommen möchten, überall zur 
ntlaſtung von direkten Steuern verwendet werden ſollen. Ich kann 
bei dieſer Gelegenheit das entgegenkommende Verhalten der Herren, 
mit denen ich in Koburg zuſammengekommen bin, nicht dankend genug 
anerkennen. Unſere Verſtändigungen haben zu vollſtändig übereinſtim⸗ 
menden Reſolutionen geführt und es hat ſich dabei Herta daß die 
deutſchen Regierungen nicht nur in den äußeren Verhältniſſen ſich 
einig zeigen, ſondern auch in Bezug auf die Erleichterung der 
Volkslaſten. Ein zweiter Schritt, der geſchehen muß, iſt der, daß für 
uns in Preußen ſchon jetzt ganz klar und beſtimmt diejenigen Ziele 
bezeichnet und durch Geſetz feſtgeſtellt werden, welche in Bezug 
auf die Steuerreform erreicht werden ſollen. Nach unſerer Mei⸗ 
nung ſoll dies ſo geſchehen, daß Jeder, der die Summen kennt, die 
aus dem Reich an Preußen überwieſen werden möchten, bei einiger 
Kenntniß der Verhältniſſe ſich ſelbſt ein Bild machen kann, in welcher 
Weiſe er oder der betreffende Kommunalkörper an den Ueberſchüſſen 
des Reichs zu partizipiren habe. (Zuruf links.) Ich habe nicht ver⸗ 
ſtanden. Zuruf: Kreuzzeitungsartifel.) Man könnte hiergegen ein- 


wenden, daß ein derartiges Vorgehen der preußiſchen Regierung die 


Sache umkehre, daß vielmehr zunächſt das Reich die Steuern zu votiren 
habe, und man dann erſt über die votirten Summen verfügen dürfe. 
Ein ſolches Verfahren würde aber nur dahin führen, die ganze Steuer⸗ 
reform geradezu unmöglich zu machen. Ob der Reichstag gewiſſe 
Steuern bewilligen wird oder nicht, können wir hier nicht überſehen; 
wohl aber wiſſen wir beſtimmt, daß der Reichstag neue Steuern nicht 
bewilligen wird, wenn er nicht gewiß iſt, daß die Ecträge derſelben zu 
Steuererleichterungen der Steuerzahler verwendet werden ſollen. Sollen 
wir uns alſo nicht in einem verderblichen und unfruchtbaren Zirkel 
bewegen, ſo muß der Anfang mit dieſen Fragen an einer Stelle ge⸗ 
macht werden, und die preußiſche Regierung iſt der Meinung, daß dies 
nicht blos geſchehen könne, ſondern müſſe. Man hat der Steuer⸗ 
reform vorgeworfen, ſie beunruhige das Land, da daſſelbe nicht wiſſe, 
wie weit die Regierung in Bezug auf die Steuervorlagen geben wolle. 
Dieſe Anſchauung iſt nicht unberechtigt. So nothwendig die Steuern 
ja an ſich ſind, und ſo thöricht es iſt, immer nur von Steuer⸗Erleich⸗ 
terungen, ⸗Erlaſſen und Abſchaffungen zu ſprechen, nicht aber von 
Steuerbewilligungen und vom Steuerzahlen, ſo hat doch die Landes⸗ 
vertretung das Recht, die Ziele der Regierung kennen zu lernen. Dies 
ſind die Gründe, welche die Regierung veranlaßten, ihrerſeits die Initig⸗ 
tive zu ergreifen und in poſitiven Geſetzesvorlagen dem hohen Hauſe die 
entſprechenden Vorſchläge zu machen. Dieſe Vorlage wird in 10 oder 
11, ſpäteſtens in 14 Tagen dem Hauſe zugehen. Es wird hierbei beab⸗ 
ſichtigt, in dieſem Geſetz für die Verwendung etwaiger Erträge von 
den neuen oder durch Erhöhung beſtehender Steuern, unbeſchadet der 
Fortdauer des Geſetzes vom 16. Juli d. J., Vorſorge dahin zu treffen, 
daß jene von dem Reich zu erwartenden Ueberſchüſſe gleichſam Zug um 
Zug zu einem Drittel auf die Perſonalſteuern und zu zwei Dritteln 
auf die Ueberweiſung von Grund⸗ und Gebäudeſteuer an die Kommu⸗ 
nen derart vertheilt werden ſollen, daß, ſoweit ſie nach dem zu berech⸗ 
nenden Verhältniſſe reichen, die unterſten 4 Klaſſenſteuerſtufen außer 
Erhebung geſetzt werden. Es wird ferner zu erwägen ſein, in wie weit 
hierbei auch die übrigen Klaſſenſteuerſtufen berückſichtigt werden können. 
Es wird ferner zu erwägen ſein, in wie weit bei Verwendung der übri⸗ 
gen Theile der Klaſſenſteuerſtufen eine Berückſichtigung bei der Steuer⸗ 
: Es ſoll ebenſo an Grund⸗ und Gebäudeſteuer 
bis zur Hälfte des etatsmäßigen Betrages an die Kreiſe gezahlt wer⸗ 
den und in der Provinz Hannover an die Amtsverbände und die größe⸗ 
ren ſelbſtändigen Städte. Die bezüglichen Summen würden ſich — 
ihre völlige Ueberweiſung an das Reich vorausgeſetzt und im Verhält⸗ 
niß von einem Drittel der Perſonalſteuern zu zwei Dritteln der Real⸗ 
ſteuern — dahin herausſtellen, daß nachdem an Klaſſenſteuer nach dem 
Verwendungsgeſetz vom 16. Juli d. J. vorweg drei Monate mit rund 
10,500,000 SÉ in Abrechnung gebracht fein werden, demnächſt die Aus⸗ 
erhebungsſetzung der unterſten vier Stufen der Klaſſenſteuer für die 
übrigen neun Monate mit 15 Millionen Mark einzutreten haben wer⸗ 
den (die übrig bleibenden Stufen betragen für 9 Monate etwa 16 
Millionen). Es würden endlich an Grund⸗ und Gebäudeſteuer 332 
Millionen überwieſen werden, ſo daß der Geſammtbetrag aller dieſer 
Ueberweiſungen und Auserhebungsſetzungen rund 643 Millionen Mark 
betragen würde. 1 
Die Staatsregierung glaubt, daß, wenn es möglich ſein ſollte, 
Durch die Ueberſchüſſe des Reichs die Mittel zu dieſer Steuerreform zu 
beſchaffen, hierbei allen dringenden Bedürfniſſen an Perſonal⸗ wie an 
Reallaſten Abhilfe geſchafft ſein werde. Sie ſetzt dabei ferner voraus, daß bei 
der nothwendigen Ordnung und Sparſamkeit in den Gemeindehaushalten 
auch die Gemeinden ſich wohl einrichten und ihren weitgehenden Aufgaben 
werden genügen können. Was die Klaſſenſteuer angeht, ſo wird ihre gänz⸗ 
liche Abſchaffung nicht für rathſam gehalten. Der Geſammtapparat der 
Steuer und ihrer Einſchätzung ſoll für jetzt nicht aufgehoben werden 
und auch in den höheren Stufen wollen wir die Erhebung in unſerer 
Hand behalten. Die vier unteren Stufen repräſentiren ein Staats⸗ 
einkommen von 20,000,000 Mark. An ſich iſt dieſe Steuer nicht über⸗ 
mäßig drückend, drückend wird ſie erſt durch die Zuſchläge ſeitens der 
Kommunen, die ſich aus verſchiedenen Quoten zuſammenſetzen. Hier 
muß Abhilfe geſchaffen werden. (Sehr richtig!) Die Hebung der 
Steuer in den unterſten Stufen macht namentlich in den Städten mit 
ihrer fluktuirenden Arheiterbevölkerung große Schwierigkeit, namentlich 
geht in dieſen Steuerſtufen die Exekution ihren traurigen Gang. Fi⸗ 
nanziell würde das Aufgeben einer Einnahmequelle, wenn fie ohne 
leichmäßige und gleichzeitige Erſtattung durch das Reich eintreten 
ollte, in der That ſchwer ſein, volkswirthſchaftlich iſt der Steuererlaß 
nützlich. Das Syſtem der Klaſſenſteuer ſoll keineswegs aufgegeben 
werden; es ſoll aber die Deckung von Seiten des Reiches einfach an 
Die Stelle des etatsmäßigen Einnahmepoſtens treten. Durch Entlaſtung 
der Kommunen glaubt die Staatsregierung allen berechtigten Inter⸗ 
eſſen Rechnung zu tragen, vorausgeſetzt, daß das, was hier im Land⸗ 
tage beſchloſſen wird, im Reichstage ſeine Erwiderung findet; denn 
ſonſt würde die ganze Frage eine müßige ſein. Wenn Sie mich nun 
fragen, in welcher Weiſe die Mittel zur Steuerreform geſchaffen werden 
ſollen, ſo könnte ich Sie einfach auf den Reichstag verweiſen, ich bin 
aber in der Lage, Ihnen mitzutheilen, was die Regierung beabſich⸗ 
tigt. Es iſt die Abſicht, daß die dem vorigen Reichstage vorgelegten 
Steuergeſetze wiederholt werden: die Erhöhung der Brauſteuer, 
die Wehrſteuer und die Börſen⸗ und Brauſteuer. Die Erträge 
dieſer Steuern ſollen mit Ausnahme der Hebungskoſten den einzelnen 
Staaten überwieſen werden. Außer dieſen Steuern iſt eine Erhöhung 
der Branntweinſteuer in Ausſicht genommen; beim Zuſammentreten 
des Reichstages wird das Weitere mitgetheilt werden. Ich will noch 
weiter erklären, daß die Erhebungen darüber noch nicht abgeſchloſſen 
find, ob eine weitere Erhöhung der Tabakſteuer in Antrag gebracht 
werden ſoll. (Hört!) Für meine Perſon ſtehe ich nicht an, meine 
Meinung dahin auszuſprechen, daß der Tabak ohne Zweifel ein ſehr 
fteuerfähiges Objekt iſt. (Heiterkeit links. Sehr richtig! rechts.) Wenn 
für Preußen zur Erreichung dieſer Zwecke der Betrag von 647 Millio⸗ 
nen Mark erforderlich fein wird, jo werden im Reiche alſo ca. 105— 


= 110 Mill. erforderlich ſein; indeſſen es handelt go hierbei um große 


Ziele und, ſoweit es abzuſehen iſt, werden dieſe mit den Mitteln, 
welche ich angegeben habe, nahezu vollſtändig erreicht werden. Die Re⸗ 


len, ſo wird man dort vor Erſchließung neuer Steuer⸗ i 
zu ermöglichen. Y 5 5 5 
Einwohnern des Staates die Erleichterung zu Theil wird, die wir da⸗ 
bei im Auge haben, jo glaubt die Regierung dem Vaterlande und ſei⸗ 


änderung des Geſetzes über die 


gierung glaubt. wenn ſie das KO vorgelegt haben wird, ihrerſeits 
das Mögliche gethan zu haben. um die Erreichung des großen Zieles 
Wenn den Kommunalverbänden und den einzelnen 


ner inneren Entwickelung die nützlichſten und beſten Dienſte geleiſtet 
zu haben. (Beifall rechts) Ich habe hiernach die Ehre, außer dem 
Etat ſelbſt den Entwurf des Geſetzes über die Deckung der 5 Million. 
Defizit des Vorjahres und die Ueberſicht von den Staatseinnahmen 
und Ausgaben des Jahres 1879—1880 Ihnen vorzulegen. n 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend Ab⸗ 
L Erweiterung der Staats, 
Eiſenbahnen und die Betheiligung des Staates bei mehreren 
Privateiſenbahn⸗Unternehmungen vom 9. Mai 1880 (rechte Weichſel⸗ 
uferbahn von Marienburg über Marienwerder und Graudenz nach 
Thorn nebft Abzweigung nach Kulm 1,130,000 Mk. zu den bereits 
dafür bewilligten 9,250,000 Mk. zum Ankauf des zur Bahn erforder⸗ 
lichen Terrains). g n J 

. Berger: Der Geſetzentwurf ſelbſt wird von keiner Seite 
des Hauſes bekämpft werden. Das Syſtem der unentgeltlichen Her⸗ 
gabe von Grund und Boden perhorreszire ich. In dem einen Fall iſt 
dieſelbe vom Staate verlangt worden, im andern nicht. Gründe ſind 
mir für die eine oder andere Entſcheidung nicht erfindlich geweſen. 
Verlangt wurde unentgeltliche Hergabe des Grund und Bodens von 
den Kreiſen, wenn dieſe ſich ſelbſt an die Regierung mit der Bitte um 
Anlegung einer Eiſenbahn wandten; hatte aber der Staat ſelbſt 
Urſache, eine Staatsbahn zu bauen, dann mußte von dem Verlangen 
der unentgeltlichen Hergabe Abſtand genommen werden. Ich perhor⸗ 
reszire das Syſtem, weil nicht nach Qualität und Werth des Grund 
und Bodens, der hergegeben werden muß, gefragt wird, ebenſowenig, 
ob der Nutzen im richtigen Verhältniß mit der Ausgabe ſteht. Die⸗ 
jenigen Kreiſe welche von der Hahn durchſchnitten werden, müſſen den 
Grund und Boden hergeben, mögen ſie leiſtungsfähig ſein oder nicht. 
Diejenigen dagegen, welche in der glücklichen Situation ſind, von der 
zu bauenden Bahn berührt werden zu müſſen, verhalten ſich gleich⸗ 
giltig. Ich verwerfe das Syſtem ferner, weil es an Kreiſe Anforderun⸗ 
gen erhebt, welche als leiſtungsfähig oder beſonders leiſtungsfähig 
nicht angeſehen werden können. Es iſt Thatſache, daß die Kreiſe, 
welche das Kommunikationsmittel der Eiſenbahn entbehren, ihre Kräfte 
wenig entwickelt haben, und da wird an ſolche Kreiſe die exorbitante 
Forderung geſtellt, große Kapitalien aufzubringen und dem Staat den 
Grund und Boden unentgeltlich zu verſchaffen? Beſſer wäre es, die 
Forderung zu ſtellen, nachdem durch die angelegte Eiſenbahn die Kreiſe 
leiſtungsfähiger geworden ſind. Es iſt Zeit, ein anderes Verfahren für 
die Kontribution der betreffenden Kreiſe einzuführen. Wäre es nicht 
beſſer, eine Abgabe zu legen auf das ankommende und abgeſendete Gut, 
um den Staat für die Ausgaben zu entſchädigen, welche ihm für die 
Beſchaffung des Grund und Bodens erwachſen? Eine derartige Abgabe 
würde die treffen, welche den Vortheil von der Eiſenbahnunternehmung 
in erſter Linie haben. r 

Abg. Wehr: Ich nehme an, daß nicht die ſchlechte Ernte allein, 
ſondern die Gründe, welche ſchon im vorigen Jahre angeführt ſind, 
maßgebend geweſen ſind. Es liegt auch in dem, was die Regierung 
für das Weichſelgebiet thut, eine Sühne, ich ſehe darin nur die Erfül⸗ 
lung einer gerechten Forderung der Provinz Weſtpreußen. Die Pro⸗ 
vinz hat drei Millionen für Chauſſeebauten bewilligt, aber ſie können 
nicht in Angriff genommen werden, weil dieſe Bahn und andere in 
Ausſicht geſtellt aber noch nicht begonnen ſind. Die Bahn figurirt in 
den Akten des Hauſes ſeit 20 Jahren, das iſt doch alſo keine Noth⸗ 
ſtandsvorlage, wobei ich ausdrücklich Verwahrung dagegen einlege, daß 
in der Provinz Weſtpreußen ein eigentlicher Nothſtand vorhanden iſt. 

Miniſter Maybach: Die Regierung theilt keineswegs die Anſicht 
des Vorredners, daß wir der Provinz Weſtpreußen gegenüber zu einer 
Sühne Veranlaſſung hätten. Aber wir haben den Bundesgenoſſen, 
welche den Wünſchen der Intereſſenten ſich in den Elementen zugeſellt 
haben, leider Gottes Rechnung tragen müſſen. Bei der mangelnden 
Neigung zur Hergabe des Grund und Bodens würden wir für jetzt 
nicht in der Lage geweſen ſein, den Bau der Bahn alsbald in Angriff 
zu nehmen. Inzwiſchen iſt durch Mißwachs und Ueberſchwemmung in 
jenen Gegenden — wenn auch kein Nothſtand, ſo doch eine ſtarke Be⸗ 
drängniß der Bevölkerung herbeigeführt worden, welche die Provinzial⸗ 
behörden zu der dringenden, von allen Kreiſen unterſtützten Bitte ver⸗ 
anlaßt hat, recht bald die Bahn in Angriff zu nehmen. Es würde 
dadurch eine willkommene Arbeitsgelegenheit gewährt werden, und 
gerade hier gilt das bis dat, qui cito dat! Ich freue mich deshalb 
auch, daß die beiden erſten Berathungen der Vorlage heute gleichzeitig 
auf die Tagesordnung geſetzt worden ſind. Daß die Summe von 
1,130,000 Mark für die SNE Grund und Bodens genügen 
wird, glaubt die Regierung mit Beſtimmtheit erwarten zu dürfen. 
Eine Erhöhung der Summe würde heute nur neue Verhandlungen 
und damit neue Weitläufigkeiten veranlaſſen. Die Regierung wird je 
nach der Stärke der Intereſſen und der b Hoden der Kreiſe 
ihre Beihülfe gewähren reſp. die Hergabe des Bodens unentgeltlich 
verlangen. 

Abg. Hammacher: Ich beantrage, die Vorlage an die Budget⸗ 
kommiſſion zu verweiſen zur ſchleunigſten Berathung und Berichter⸗ 
ſtattung. Niemals hat das Haus der Abgeordneten eine Eiſenbahn⸗ 
vorlage von der Bedeutung, wie die vorliegende, ohne vorgängige 
Kommiſſionsberathung berathen. Würden wir die Vorlage ſo leicht 
annehmen, ſo würden wir einer wahren Sündfluth von Anträgen und 
Petitionen aus anderen Theilen des Landes, wo ein ſolcher Nothſtand 
vorliegt, entgegenſehen und wir würden bei dieſen nicht im Stande 
ſein, „nein“ zu ſagen. Die Erhebung des Wunſches eines Baues einer 
Eiſenbahn iſt ſehr leicht. Welche Möglichkeit aber haben wir, uns von 
der Richtigkeit der dieſem Wunſche zu Grunde liegenden Thatſachen zu 
überzeugen, als die Probe, ob die Intereſſenten bereit ſind, den Geld⸗ 
beutel aufzuthun. Hüten Sie ſich, leichtfertig dieſe Fragen zu behan⸗ 
deln. Der Abg. Berger hat das Verlangen der unenkgeltlichen Ser 
gabe des Grund und Bodens ungerechtfertigt gefunden und meinte, 
man könnte einen Zuſchlag beim Tarif erheben. Dadurch werden aber 
Beläſtigungen im Verkehr herbeigeführt, an welche man in dem 
Augenblicke, wo man auf die Bahn dringt, nicht denkt, deren 
Abſchaffung man aber ſpäter verlangt. kommt die be⸗ 
kannte Thatſache hinzu, daß, wenn ein Dritter, z. B. der Staat, die 
Abtretung von Grund und Boden verlangt, er mehr bezahlen muß bei 
deſſen Erwerb, als wenn es im Intereſſe der nächſten Nachbarn der 
Abtretenden geſchieht. Die Eingeſeſſenen bekommen den Grund und 
Boden ſtets billiger als der Staat. Deshalb iſt es ſtets vortheilhafter, 
wenn die Erwerbung für Rechnung der Intereſſenten erfolgt, 5 

Abg. Bachem! Ich ſchließe mich dem Antrage auf Verweiſung 
der Vorlage an die Budgetkommiſſion an. Man muß die Sache in 
concreto prüfen und überall da, wo ein einzelner Kreis ſich nicht ſelbſt 
helfen kann, die Geſammtheit eintreten laſſen. Das trifft ohne Frage 
bei der Weichſelbahn zu und deshalb verſage ich ihr meine Zuſtim⸗ 
mung nicht. Es trifft aber auch in noch erhöhtem Maße zu bei an⸗ 
dern Landestheilen. Die Verhältniſſe im Weſterwald und im Kreiſe 
Schleiden liegen doch ungleich trübſeliger und zwar dauernd trübſeliger 
als in dem ziemlich wohlhabenden Kreiſe, um den es ſich jetzt handelt. 
Der Anſpruch auf Erleichterung, wie er von den Intereſſenten an der 
Moſel erhoben iſt und noch erhoben wird, iſt ein durchaus berechtigter, 
und wir dürften erwarten, daß die Staatsregierung an der Moſel für 
Recht erachte, was ſie an der Weichſel für billig erachtet. Dazu kommt, 
was ich hier betonen muß, daß die weſtlichere Provinzen überhaupt bei 
allen Bewilligungen immer der gebende Theil, die öſtlichen Provinzen 
dagegen in ganz hervorragendem Maße der nehmende Theil 
find. (Oh! Oh! rechts.) Dieſe Thatſache iſt nicht zu beſtreiten. 
Beſonders die Berliner Bewilligungen ſpielen dabei eine Rolle. 
Dieſes Mißverhältniß bei den Bewilligungen aus Staatsmitteln SE 
ſchen Welten und Oſten werden wir nächſtens etwas ſchärfer ins Auge ! 
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Politiſche Heberfiht. 


Poſen, 3. November. 
Der Herr Finanzminiſter hat geſtern die Erläuterun 
Thronrede gegeben. Dieſelbe iſt ſo ausgefallen, wie zu KC 
Der zeitweilige Steuererlaß von 14 Millionen (3 Monaten 
der Klaſſenſteuer und der 5 unterſten Stufen der klaſſiftz 
Einkommenſteuer für das nächte Jahr) ift nur dadurch mi 
lich geworden, daß zur Deckung des — nebenbei gejagt — a 
außergewöhnlich hohen Extraordinariums von 39 Millionen 0 
Anleihe im Betrage von 30 Millionen aufgenommen werd 
ſoll. Wir zweifeln keinen Augenblick daran, daß das Abgeoh 
netenhaus den Steuererlaß acceptiren wird; die Regierung un 
gewiſſermaßen auch die Volksvertretung — wenigſtens in if, 
Majorität — find durch die weitgehenden Verſprechungen, welt 
bei den Reichstagswahlen von 1878 den Wählern gemacht fi) 
ſo ſehr engagirt, daß der von der Staatsregierung vorgeſchlage 
Steuererlaß das Mindeſte iſt, was die Steuerzahler zu g 
warten berechtigt waren, nachdem 100 bis 130 Million 
neuer Steuern und Zölle im Reiche bewilligt find, o 
wie wird das Verſprechen erfüllt? Der ` tg 
Steuererlaß iſt nach dem Zugeſtändniß des Herrn Finanzminſſe 
nicht etwa ein Reſultat der geſammten Finanzlage, fondern / 
wird möglich und gewährt aus einer Anleihe U 
dies der Sinn und die Abſicht der geplanten Steuerrefon 
war, laſſen wir für heute ganz dahingeſtellt. Was das ui 
aus der heutigen Rede des Herrn Finanzminiſters bei Weit 
mehr intereſſiren wird, iſt das Finanzprogramm An 
Zukunft. Um die Ueberweiſung der Hälfte der Gum 
und Gebäudeſteuer an die Kreiſe — von einer Deiere 
an die Gemeinden und Provinzialver bände 
definitiv Abſtand genommen —, um außerdem die Reform de 
Klaſſenſteuer und Einkommenſteuer, wozu ca. 30 Millionen e 
forderlich ſind, zu ermöglichen, ſind 110 Millionen neue 
Steuern im Reich noch in Zukunft erforden 
lich. Das Fazit der ſeit Jahren unſere Bevölkeru 
bewegenden Steuerreform iſt afin dies: 110 bis 130 M 
lionen an Zöllen und Steuern find bereits bewilligt i 
Reichstag, und zwar Zölle und Steuern, welche ` mg 
weile nach unten hin empfindlich treffen, und 110 Mil 
lionen ſollen noch weiter bewilligt werden. Als ged 
lent dafür wird geboten: die Ueberweiſung der halben Gr 
und Gebäudeſteuer an die Kreiſe und eine Reform der Alaflen 
und Einkommenſteuer. 64 ¼ Millionen in Preußen Erlaß gar 
210 bis 240 Millionen neuer Steuern und Zölle im Reichl 
Es iſt — das erkennen wir unumwunden an — ein Nu 
dienft der heutigen Rede des Herrn Finanzminifters, daß fie di 
„Steuerreform“ aus dem Gebiet der allgemeinen Wendunge 
und Phantaſieen herüberbringt in die nüchterne Wirklichkeit, 1 
welcher mit Zahlen und Thatſachen gerechnet werden muß. 29 
wiſſen die Wähler, wie hoch der Preis dieſer Steuerreform ill 
Nicht bloß, daß Getreidezölle, Holzzölle, erhöhter Kaffeezoll, . 
troleum⸗, erhöhte Tabaksſteuer 2c. eingeführt find, die erhöht 
Brauſteuer, Stempelſteuer incl. der Quittungsſteuer, Wehrſteue 
doch wohl auch erhöhte Branntweinſteuer und wahrſcheinlich ei 
noch höhere Tabaksteuer ſollen noch durch den bevorftehend 
Reichstag eingeführt werden. Die Wähler haben jetzt Zeit 
nug, die Prüfung dieſes Steuerreformplanes vorzunehmen. 2 
dieſe Prüfung und wie das Votum des Reichstages über di 
neuen Steuerprojekte ausfallen wird, darüber find wir kau 
noch zweifelhaft. So viel iſt gewiß: die großen Bewilligung 
von 1879 im Betrage von 110 bis 130 Millionen neuer DN 
und neuer Steuern haben das mit fo viel Zuverſicht in Al 
ſicht geſtellte Reſultat nicht gehabt. Der Erfolg eines ze 
weiligen Steuererlaſſes, an ſich beſcheiden, kann nur durch 2 
hilfenahme einer Anleihe von 30 Millionen erzielt werden. 
Rede des Herrn Finanzminiſters, welche wir heute nur eil 
kurzen und vorläufigen Betrachtung unterziehen können, wird 
Bevölkerung unzweifelhaft noch längere Zeit beſchäftigen. 
der rechten Seite des Abgeordnetenhauſes wurden beim Anfal 
des Vortrages des Herrn Bitter, als er von der erhal 
Wendung der Finanzen zum Beſſeren in einzelnen Zweigen 
Verwaltung ſprach, einige freudige Zurufe laut, je weiter P 
der Herr Finanzminiſter in feinen Auseinanderſetzungen W 
deſto ſtiller wurde die Rechte und das „hört hört“ kam nur 8 
von den Bänken links. Die Rede des Herrn Bitter, obwo 1 
das bekannte Mai⸗Programm des Herrn Reichskanzlers weil 
lich modifizirte, hat ganz neue Prinzipien, die weit ab e: 
von denen der bisherigen preußiſchen Finanzpolitik, eingefü 
wir haben jetzt abzuwarten, welche Antwort dieſelbe im da 
finden wird. : E 
Unter den geftern dem Landtage vorgelegten Spez 19 


Sege Der Titel Beſoldungen beginnt mit: 1) Der 
N Der ohne Gehalt. Daraus geht hervor, daß Fürſt Bismarck, 
Min in beſonderes Gehalt als Miniſter nicht bezieht, das Mini⸗ 

er Si während des bevorſtehenden Etatsjahres 1881/82 zu 
e, gedenkt. Möglich wäre allerdings noch, daß der Poſten 
leiten eußiſchen Handelsminiſters ganz wegfällt, ſobald die Han⸗ 
und Gewerbeſachen an die betreffende Abtheilung im Reich 
S n find. 
geg, 19 Reſpekt vor beſtehenden Geſetzen kann, ſo ſchreibt 


o Fragen im Vordergrunde der öffentlichen Diskußfion ftehen, 
ante nicht unterdrückt werden, daß neben den fragwür⸗ 
ben ſteuerpolitiſchen Prinzipien der Regierung auch das von 
dig mtlichen Faktoren der Geſetzgebung in der vorigen Seſſion 
N 10 den „Verwendungsgeſetz“ ſich nichts weniger 
ils geignet für eine gerechtere Vertheilung des Steuerdrucks er⸗ 


durhelegt worden, wie dieſes ſog. Portemonnaiegeſetz wirken würde, 
wenn die 14 Millionen Ueberſchüſſe thatſächlich vorhanden 
5 Wenn man aus dieſer Art der Wirkſamkeit dieſes Ge⸗ 
Prinzip ableiten wollte, jo würde ſich daſſelbe durch fol⸗ 
ende Formel darſtellen laſſen: Je größer die Bedürftigkeit, um 
` eringer der Steuererlaß. Bei der Gabenvertheilung nach 
dem Verwendungsgeſetze fallen auf die unterſte Klaſſen⸗Steuer⸗ 
| ufe (420 — 600 Mark Einkommen) ganze 75 Pfennig. Bei 
einem ſechs fachen Betrage des Einkommens ſteigt die Steuer⸗ 
entlaſtung auf den dreißig fachen Betrag; ſie beläuft ſich 
nämlich bei 3000 — 3600 M. Einkommen auf 22,50 M. Bei 
einem Einkommen von 5400 —6000 M., alſo dem zehn fachen 
ber unterften Stufe, beläuft ſich die Entlastung auf den vier⸗ 
undfünfzig fachen Betrag, nämlich auf 40,50 M. Man 
ſieht din, daß dieſer Steuererlaß gerade den bedürftigſten Steuer⸗ 
pflichtigen am wenigſten zu Gute kommt. Eine nach gerechten 
Grundſätzen vorzunehmende Steuerentlaſtung iſt eben nach Maß⸗ 
gabe des Verwendungsgeſetzes nicht zu ermöglichen. Das Prin⸗ 
Jip der Gerechtigkeit kann vielmehr nur gewahrt werden, wenn 
in dem Sinne der Camphauſen'ſchen Steuerpolitik die untere 
Grenze der Einkommen⸗Beſteuerung allmälig höher hinaufgerückt 
wird. Daß die Steuerpflichtigkeit ſchon bei einem jährlichen 
Einkommen von 420—600 M. anfängt, iſt eine Ungeheuerlich⸗ 

keit, welche von dem Augenblicke an aufhört, ein nothwendiges 
Uebel zu fein, wo überhaupt Summen für Steuerentlaſtungs⸗ 
zwecke verfügbar werden. Wenn man auch die bei uns im All⸗ 
gemeinen nicht in Abrede zu ſtellende Praxis bei der Einſchätzung 
in Betracht zieht, ſo wird man doch zugeben müſſen, daß ein 
Jahreseinkommen bis 600 M. ſo weit hinter dem zurückbleibt, 
was eine Familie in Preußen zu ihrem Unterhalte haben muß, daß 
das erſte Gebot der Steuerpolitik die Heraufrückung der unteren 
Grenze der Beſteuerung fein müßte. In England, wo allerdings 
das zum Unterhalt mindeſtens Nothwendige — der ſogenannte 
Standard of life — höher angenommen werden muß als in 
Deutſchland, fängt die unterfte Stufe für die Einkommenſteuer 
bei 3000 Mark an, das heißt, unſere ganze ſogenannte Klaſſen⸗ 
ſteuer exiſtirt dort nicht. Dieſes Ideal iſt freilich bei uns nicht 
erreichbar; wie die Dinge aber liegen, hätte wenigſtens der Er⸗ 
laß auf die Klaſſenſteuer beſchränkt werden müſſen. Dem armen 
Mann wäre mit dem Thaler, der ihm erlaſſen würde, eine un⸗ 
gleich wirkſamere Gabe zugewendet, als dem Steuerzahler, der 
zu 6000 Mark eingeſchätzt iſt und dem 40,50 Mark jährlich er⸗ 
laſſen werden. Im Volke würde man es ſehr gut verſtehen 
und zu würdigen wiſſen, wenn ein Geſetz, das gewiſſermaßen 
nur auf Vorrath gearbeitet war, angeſichts der Mängel, die bei 
ſeinem Aktuellwerden hervortraten, ſofort einer Reviſion unter⸗ 
zogen würde. Dieſer Reviſion ſcheint das Verwendungsgeſetz in 
allerhöchſtem Maße bedürftig. 
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Entwurf 
einer Kreisordnung für die Provinz Poſen. 


(Fortſetzung.) 
. Zweiter Titel. ö 
Von der Gliederung und den Aemtern des Kreiſes. 
Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Beſtimmungen. i 

$ 21. [Gliederung des Kreiſes.] Die Kreiſe, mit Ausnahme der 
Stadtkreiſe (88 4 und 96), zerfallen in Stadtbezirke, Landgemeinden 
und Gutsbezirke. g 5 

Hinſichtlich der Vereinigung von Landgemeinde⸗ und Gutsbezirken 
zu Polizeidiſtrikten bewendet es bei den heſtehenden Vorſchriften, ſoweit 
dieſelhen nicht durch das gegenwärtige Geſetz abgeändert find. 

An der Spitze der Verwaltung des Kreiſes ſteht der Landrath, an 
der Spitze der Verwaltung der Gemeinde der Gemeindevorſteher. Für 
den Bereich eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirkes führt der Gutsvorſteher 

E dem Gemeindevorſteher obliegende Verwaltung. 

Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Amte des Landrathes. . 5 

o 3.22. Der Landrath führt als Organ der Staatsregierung die 
alte der allgemeinen Landesverwaltung im Kreiſe und leitet als 
Veriender des Kreistages und des Kreisausſchuſſes die Kommunal⸗ 

erwaltung des Kreiſes. ` ; 
dag 5.28. Soweit die Rechte und Pflichten des Landraths nicht durch 
vi ër Geſetz abgeändert ſind behält es bei den darüber 
eſtehenden Vorſchriften auch ferner fein Bewenden. De 
v Demgemäß hat der Landrath auch ferner die geſammte Polizei⸗ 
meſwaltung im Kreiſe und in deſſen einzelnen Ortspolizeibezirken, Ge⸗ 
einde⸗ und Gutsbezirken zu überwachen. 


Dritter Abſchnitt. 

Von dem Polizeidiſtriktskommiſſar. 1 
wal 8 24. In jedem Polizeidiſtrikte wird die örtliche Polizeiver⸗ 
ei kung durch den Polizeidiſtriktskommiſſar nach den beſtehenden Vor⸗ 

riſten, insbeſondere nach Maßgabe der Kabinetsordre vom 10. De⸗ 
Enter, 1856 — Amtsblatt der Regierungen zu Bromberg und Poſen 
eite 865 beziehungsweiſe Seite 555 — geführt. 5 8 
t „Die den Rittergutsbeſitzern nach der vorbezeichneten Kabi⸗ 
90 Zordre zustehende Befugniß, die Polizei auf ihren Gütern persönlich 
er durch Stellvertreter zu verwalten, wird aufgehoben. 5 
d der we nn A BEE 1 
BD n von demjenigen Polizeidiſtriktskommiſſar geführt, in deſſen 
Diſtrikte die Güter belegen find. 5 


0 S D 
ſetzes ein 


ntereſſirt beſonders der Etat für Handel und 
meindevorſteher ( He) d 
das Organ des Polizeidiſtrikskommiſſars für die Polizeiverwaltung. 
Pflicht, da, wo die Erhaltung ' i 
da e ein ſofortiges polizeiliches Einſchreiten nothwendig macht, das 
u 
= 21. 
die Pfl 


a „B. Tgbl.“, doch zu einem Zeitpunkte, wo die finanzpoliti⸗ 


Es it ſchon gleich nach dem Erſcheinen der Thronrede 


RR, Vierter Abihnitt. E 
Von dem Gemeindevorſteher und Gutsvorſteher. N 
§ 26. [Rechte und Pflichten des Gemeindevorſtehers] Der Ge⸗ 
e) iſt die Obrigkeit des Gemeindebezirkes und 


die 
der öffentlichen Ruhe, Ordnung und 


Der Gemeindevorſteher hat vermöge deſſen das Recht un 


Erforderliche vorläufig anzuordnen und ausführen zu laſſen. 
Gemeindevorſteher hat insbeſondere das Recht und 


icht: 

1) der vorläufigen Feſtnahme und Verwahrung einer Perſon 
nach den Vorſchriften des § 127 der EH tür 
das deutſche Reich vom 1. Februar 1877 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 
S. 253) und des § 6 des Geſetzes zum Schutze der perſön⸗ 
lichen Freiheit vom 12. Februgr 1850 (Geſetzſamml. S. 45). 
Er hat aber von einer ſolchen Feſtnahme ſofort und ſpäteſtens 
innerhalb 12 Stunden dem Polizeidiſtriktskommiſſar Anzeige 
zu machen, welcher über die Aufrechterhaltung der Gewahrſam 
ungeſäumt zu entſcheiden und das Weitere nach den Vor⸗ 
ſchriften der angeführten Geſetze dee onen hat; ` 

2) die unter Polizeiaufſicht ſtehenden Perſonen zu beaufſichtigen; 
3) die ihm vom Polizeidiſtriktskommiſſar, der Staats⸗ oder Amts⸗ 

Anwaltſchaft aufgetragenen poltzeilichen Maßregeln auszu⸗ 
führen und Verhandlungen aufzunehmen; 

4) die in den 88 8 ff. des Geſetzes über die Aufnahme neu an⸗ 
ziehender Perſonen vom 31. Dezember 1842 (Geſetzſamml. 
für 1843, S. 5) vorgeſchriebene Meldung entgenzunehmen. 

8.28. [ Gutsvorſteher.] Fir den Bereich eines ſelbſtändigen 


Gutsbezirkes iſt der Beſitzer des Gutes zu den Pflichten und Leiſtungen 
verbunden, welche den Gemeinden für 


bunde i den Bereich ihres Gemeinde⸗ 
bezirkes im öffentlichen Intereſſe geſetzlich obliegen. 

Derſelbe hat insbeſondere die in den 88 26 und 27 aufgeführten 
obrigkeitlichen Befugniſſe und Pflichten entweder in Perſon oder durch 
einen von ihm zu beſtellenden, zur Uebernahme des Amtes befähigten 
Stellpertreter auszuüben. Der letztere muß ſeinen beſtändigen Aufent⸗ 
halt im Gutsbezirke oder in deſſen unmittelbarer Nähe haben. 

Es können jedoch ſeitens des Beſitzers des Gutes ſämmtliche oder 
einzelne Gutsvorſtehergeſchäfte an den Vorſteher einer benachbarten 
Gemeinde unter Beider Zuſtimmung gegen eine angemeſſene Entſchä⸗ 
digung übertragen werden. S 
Ehefrauen, ſowohl groß⸗ wie minderjährige, werden rückſichtlich der 
angeführten Rechte und Pflichten durch ihren Ehemann, Kinder unter 
päterlicher Gewalt durch ihren Vater, bevormundete Perſonen durch 
ihren Vormund oder Pfleger vertreten. 
§ 29. Die Beſtellung eines Stellvertreters muß erfolgen, wenn 
1) das Gut einer juriſtiſchen Perſon, einer Aktien⸗ Geſellſchaft 
oder einer Kommandit⸗Geſellſchaft auf Aktien gehört, oder 
wenn mehrere Mitbeſitzer ſich nicht darüber einigen, wer von 
ihnen die Geſchäfte des Gutsporſtehers wahrnehmen ſoll; 
9 der Gutsbeſitzer kein Angehöriger des Deutſchen Reiches iſt; 
3) derſelbe nicht ſeinen beſtändi 0 1 im Gutsbezirke 
ähe ha 


oder 

4) wegen Krankheit oder aus anderen in ſeiner Perſon liegen⸗ 
den Gründen außer Stande iſt, die Pflichten eines Gutsvor⸗ 
ſtehers zu erfüllen. . 

Für die von dem Hauptgute entfernt gelegenen Theile eines ſelb⸗ 
ſtändigen Gutsbezirkes kann von dem Kreisausſchuſſe die Beſtellung 
beſonderer Stellvertreter angeordnet werden, ſofern dies für eine ord⸗ 
nungsmäßige örtliche Verwaltung erforderlich tft. ; 

d „Der Gutsbeſitzer beziehungsweiſe der Stellvertreter wird 
in ſeiner Eigenſchaft als Gutsvorſteher von dem Landrathe beſtätigt. 

Der Gutsvorſteher wird vor feinem Amtsantritte von dem 
E oder in deſſen Auftrage von dem Polizeidiſtriktskommiſſar 
vereidigt. 2 

§ 31. Unterläßt der Beſitzer des Gutes in den im § 29 angege⸗ 
benen Fällen oder wenn ihm die Beſtätigung als Gutsvorſteher ver⸗ 
ſagt worden iſt, die Beſtellung eines Stellvertreters, oder befindet er 
ſich im Konkurſe, oder befindet er ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen 
Ehrenrechte, ſo ſtebt dem Landrathe die Ernennung des Stellvertreters 
auf Hotten des Beſitzers ze. 

Der Kreisausſchuß beſchließt in dieſem Falle auf den Antrag der 
Betheiligten über die Feſtſetzung der Remuneration eines ſtellvertreten⸗ 


den Gutsvorſtehers. g 
der Gemeinde⸗ und Gutsvorſteher 


§ 32. [Dienftlihe Stellung den U 
zu dem Polizeidiſtriktskommiſſar. Die Gemeinde⸗ und Gutsvorſteher 


ſind verbunden, den Anweiſungen und Aufträgen des Polizeidiſtrikts⸗ 
kommiſſars, welche derſelbe in Gemäßheit ſeiner geſetzlichen Befugniſſe 
in Dienſtangelegenheiten an ſie erläßt, nachzukommen, und können 
hierzu von ihm unter Anwendung der den Ortspolizeibehörden nach 
§ 68 des Geſetzes über die Organiſation der allgemeinen Landes⸗ 
verwaltung vom 26. Juli 1880 (Geſetzſammlung S. 291) zuſtehenden 
Zwangsmittel, mit Ausnahme von Haftſtrafe, angehalten werden. 
Ein Ordnungsſtrafrecht ſteht dem Polizeidiſtriktskommiſſar gegen die 
Gemeinde⸗ und Gutsvorſteher nicht zu. 
(Fortſetzung folgt.) 


00 2 D 
Telegraphiſche Nachrichten. 

Berlin, 2. November. Fürſt Hohenlohe begiebt ſich mor⸗ 
gen zum Beſuche ſeines Bruders, des Herzogs von Ratibor, 
nach Rauden und wird, ſobald ſeine Geſundheit es geſtattet, 
e Paris zurückkehren, um die Leitung der Botſchaft zu über: 
nehmen. 

Rom, 2. November. Garibaldi iſt geſtern in Mailand 
eingetroffen und mit Ovationen empfangen worden; ſpäter tra⸗ 
fen dort Rochefort, Blanqui, Pain und Aſſi ein. 

Neapel, 2. November. Der Veſuv iſt in lebhafter Be⸗ 
wegung; die Lava⸗Ausſtrömung dauert fort und dürfte wahr: 
ſcheinlich noch zunehmen. 

Gent, 2. November. Das Journal „Bien public“ ver⸗ 
öffentlicht ein längeres aus Rom datirtes und vom Papſt unter⸗ 
zeichnetes Dokument, durch welches dem ehemaligen Biſchof von 
Tournai, Dumont, jede kirchliche und weltliche Jurisdiktion in 
der Diözeſe Tournai entzogen wird. 

London, 2. November. Nach amtlichen Meldungen aus 
Capetown haben alle Baſutos im Oſten von Drachenberg, ſowie 
beide Abtheilungen des Pondoſtammes ſich zum Aufſtand gegen 
die Regierung vereinigt. Die Kolonialregierung hat 500 Irre⸗ 
guläre und 3500 Koloniſten zum Kriegsdienſt ausgehoben. Auch 
der Stamm der Tembus hat ſich gegen die Regierung erhoben. 

London, 2. November. Der dieſſeitige Botſchafter in St. 
Petersburg, Lord Dufferin, hat ſich heute früh zu dem Premier 
Gladſtone nach Hawarden begeben. — Wie der „Evening Stan⸗ 
dard“ gerüchtweiſe erfährt, wäre Dillon, welcher ebenfalls auf 
die Liſte der Agitatoren geſetzt war, die wegen Verſchwörung in 
Anklagezuſtand verſetzt werden ſollen, heute früh in Limerick ver⸗ 
haftet worden. 

London, 2. Novbr. Das gerichtliche Verfahren gegen 
Healy und Walſh wegen Einſchüchterung des Pächters Manning 


oder in deſſen unmittelbarer 


iſt geſtern in Beantry eröffnet worden. Die Verhandlung endete 


mit der Verweiſung der Angeklagten vor die Aſſiſen. Zuglei 
SEN en die Angeklagten gegen Kaution a0 f 
uße zu belaſſen. 8 Er | 
Waſhington, 2. Novbr. Nach dem Staatsſekretär Evart 
zugegangenen amtlichen Nachrichten haben die von der Regierung 
der Vereinigten Staaten zwiſchen Chili und Peru geführten Ver⸗ 
mittelungs⸗Unterhandlungen noch kein Reſultat ergeben. 
Verantwortlicher Redakteur: H. Ba i — 
E De 


übernimmt die ktion keine Verantwortung. 


Telegraphiſche Nörſenberichte. 
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Diskonto⸗Kommandit —. Elbthalbahn as Neue 
1 0 15 Obligationen der Stadt Stockholm 


Eiſenwerke 65. 
Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 241. Franzoſen 237, 
, 1. Orientanleihe —, 1860 er 


A == er ae en 
oje —, UI. Orientanleihe —, Lom —, Schweizer. Zentrale 
bahn —, Mainz⸗Ludwigshafen —, 1877er Ruſſen —, Böhm. Weit. — 

*) per medio reſp. per ultimo. { "5 

Wien, 2. Novbr. (Schluß⸗Courſe.) Reſervirt. Spekulations⸗ 
papiere bei anhaltender Geſchäftsſtille durch mäßige Realiſirungen ge 
drückt. Bahnen und Renten ruhig. 

Papierrente 71,80. Silberrente 73,09. Oeſterr. Goldrente 86,20, 
Ungariſche Goldrente 107,124. 1854er Monte 122,50. 1860er Looſe 
130,00 1864er Looſe 17200. Kreditlooſe 177,00. Ungar. Prämienl. 
108,00. Kreditaktien 279,30. Franzoſen 274,75, Lombarden 84 
Galizier 269,75. e 126.70. Pardubitzer —. Nord 
bahn 176,20. Eliſabethbahn 193,50. Nordbahn 2405,00. Oeſterreich⸗ 
ungar. Bank —.—. Türk. Looſe ——. Unionbank 110,30. Anglo⸗ 
Auſtr. 117,70. Wiener Bankverein 137,00. Ungar. Kredit 249,50, 
Deutſche Plätze 57,20. Londoner Wechſel 117,20, Pariſer do. 46,15. 
Amſterdaner do. 96,60. Napoleons 9,353. Dukaten 5,61. Silber 
100,00. Marknoten 57,85. Ruſſiſche Banknoten 1,17%. Lemberg⸗ 
Czernowitz 162,50. Kronpr.⸗Rudolf 162,50. Franz⸗Joſef 167,50. 

45prozent. ungar. Bodenkredit⸗Pfandbriefe 92,00. 

Wochenausweis der öfterr. Südbahn vom 21. bis zum 27. Oktober 
811,411 Fl., Mehreinnahme 5597 Fl. s 

Ziehung der 1860er Looſe. 300,000 Fl. Nr. 3 Ser. 7609, 50,000 
Fl. Nr. 11 Ser. 8240, 25,000 Fl. Nr. 8 Ser. 13,296. 

Paris, 2. Novber. (Schluß⸗Courſe) Matt. Reports für Zproz. 
Rente 0,27, für Zproz. amort. Rente 0,27, für Anleihe von 1872 0,34. 

3 proz. amortiſirb. Rente 87,527, Zproz. Rente 85,60, Anleihe de 
1872 119,17 excl.“), Italieniſche 5 proz. Rente 87,65, Oeſterr. 
rente 743. Ungar. Goldrente 93%, Ruſſen de 1877 944, Franzoſen 
596,25, Lombardiſche Eiſenbahn⸗Aktien 183,75, Lomb. Prioritäten 
269 00, Türken de 1865 10,35, 6proz. rumäniſche Rente —. 

Credit mobilier 650,00, Spanier erter. 20}, do. inter. 1957, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien —, Banque ottomane 518.00, Societe gen. 588,00, Credit 
foncier 1358,00, Eaypter 336,00, Banaue de Paris 1132,00, Banque 
d'escompte 832,00, Banque hypothecaire 625,00, III. Orienranleihe 5815, 
Türkenlooſe 31.50. Londoner Wechſel 25,29. Rumän. Anleihe ——. 

) per November 119,55. 

London, 2. Novber. Conſols 9944, Italieniſche 5proz. Rente 86%, 
Lombarden 73, Zprozent. Lombarden alte 103, 3prozent. do. neue 103, 
5proz. Ruſſen de 1871 88, proz. Ruſſen de 1872 874, Sproz. Ruſſen 
de 1873 898, öproz. Türken de 1865 102, Pre, fundirte Amerikaner 
104%, Oeſterr. Silberrente —, do. Papierrente —, Ungariſche 
Goldrente 934, Oeſterr. Goldrente 74, Spanier 203. Egypter 64%. 

Areuß. 4prozent. Conſols 99%, 4proz. bair. Anleihe —, Türken 
—, 1873er Ruſſen 898. 

Wechſelnottrungen: Deutſche Plätze 20,60. Wien 11,95. Paris 
25,52. Petersburg 238. Platzdiskont 18 pCt. 

Newyork, 1. Noybr. (Schlußkurſe.) Wechſel auf London in Gold 
4 D. 811 C. SE auf Paris 5,25. öpCt. fund. Anleihe 1018, 
4p Ct. fundirte Anleihe von 1877 110, Erie⸗Bahn 444, Central⸗Paciſie 
114, Newnork Centralbahn 1363, Chicago⸗Eiſenbahn 1382. 


Abt, 2. Naber. (Geirebemarte) Wegen hieſger loch 2,50 
u, 2. Novber. reidemarkt. etzen hieſiger loco 22, 
E 955 1 Ee SE u 751 SH SE gen S 
geo 22,00, pr. November 21,30, pr. März 21,20. Hafer loco 14,50. 
Rübböl loco 29,60, pr. Oktober —„ pr. Mai 29,70. SE x 
Hamburg, 2. Novber. (Getreidemarkt.) Weizen loko ruhig, auf 
Termine Tt. Roggen loko feſt, auf Termine beſſer. ben per 
November 204 Br., 203 Gd., per April⸗Mai 212 Br., 210 Gd. Roggen 
per November 204 Br., 203 Gd., per April⸗Mai 196 Br., 194 Gd. 
Hafer ſtill. Gerſte ruhig. Rüb b matt, loko 56, per Mai 578. 
Spiritus feſt, per November 51 Br., per Dezember - Januar 50% 
Br. per Janugr⸗Februar 504 Br., pr. April⸗Mai 50 Br. Kaffe: 
EA Umſatz 2000 Sack. Petroleum feſt, Standard white loko 1080 
v., 10,70 Gd., per November 10,70 Gd., per Dezember 10,80 GG. 
— Wetter: Schön. iR 
Bremen, 2. Novbr. Petroleum. (Schluß bericht.) ruhig. 
Standard white lofo 10,60 a 10,65 bez. per Dezember 10,90 bz., pr. 
Januar⸗März 10,90 B. ’ S 8 
Paris, 2. November. Produktenmarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
feſt, pr. Novbr. 27,90, pr. Dezember 27, 80, Januar⸗April 27,60. 
pr. März⸗Juni 27,60. Roggen ſeſt, per November 23,25, per März⸗ 
Juni 22,75. Mehl feſt, pr. November 58,75, pr. Dezember 58,25, 
pr. Januar⸗April 58,00, März⸗Juni 57,50. Rüböl ruhig, per November 
73,25, per Dezember 74,00, pr. Januar⸗ April 75,50, Mai⸗Auguſt - 
Spiritus 90 0 per November 62,50, per Dezember 62,25, per⸗Januar⸗ 
April 61,00, Mai-uguft 60,50, — Wetter: Schön. S 
Peſt, 2. Novbr. (Produktenmarkt) Weizen loko feit, auf Ter⸗ 
mine ruhig, pr. Frühjahr 12,25 Gd., 12,27 Br. Gerſte loko— Hafer 
pr. Frühjahr 6,40 bez. Mais per Mai⸗Juni 6,14 Gd., 6,20 Br. : 
00% . 2. Novpber Produktenmarkt. Talg loco 54,00, per 
A 58,00. Weizen loko 18,00. Ro gen loko 15,75. Hafer loko 5,7, 
Talg loko —.—. Hanf loko 32,00. Leinſaat (9 Bud) loko 17,5. — 
Wetter: Froſt. 


auf P 


ood 
Bande nach Nordamerika 36,000 Sack, d em Kanal und 
a 5 Mittelmeere 10,000 Sack. Vor⸗ 
ad. 


izenmehl per 100 Kilo brutto 00: 31,50 bis 30,00 M., 
9: 30.00 29,00 M., 0/1: 29,00 bis 28,00 M. — Roggenmehl 
inkl. Sack 0: 30,50 bis 29,00. N., 6/1: 29,00 bis 28,00 M., per 

ter: Trübe. November 28,90 —,— bez., per November ⸗ Dezember 29,90 bis — — 
M. nach Qualität ge⸗ bez., per Dezember ⸗Januar 29,15 — — bez. per Januar = Februar 
Wah f. weißer Uderm. — M. ab Bahn bez., Gelber Mecklb. — | 29,15 —,— bez., per Februar ⸗ März — — M. bezahlt, per April⸗ 
M. ab Bahn bez., weißb. Poln. — M. ab Bahn bez., per November Mai 28,90 —,— —,— bezahlt. Gekündigt 11,500 Om. Reguli⸗ 
2102092097 bez., per Nov.⸗Dez. 210—209—209f bez., per Dez.⸗ rungspreis 28,90 M. — Oelſaat oer 1000 Kilo Winterraps neuer 
April⸗ Mai 216—215— 2157 bez., Mai = Juni] — Mark, Winterrübſen neuer — M Rübö 


SE 


Stettin,] November. Wetter: Trübe. 
meter 28, 4. Wind: = 1 00 
51 per 100 Kilo wenig verändert, per 1000 Kilo loko gelber 202 


bez., per 2 90 El A 180—1 5 1 GL ? 
— bezahlt. Gekundigt 59,000 Zr. Regulirungspreis 2091 M. — loko ohne Faß 53,0 M. flüſſig — M. mit Faß 53,3 M., November | gr 0—19 M., weißer 203—212 Mk., per November 2 
Roggen per 1000 Kilo Info 214222 M. nach Qualität Hale de 33, 4—23,2 bez., per Nov.⸗Dezember 53,4—23,2 bez., per Dezember = | pe 
ruſſiſcher — ab Kahn Beh inländiſcher 216-220 M. ab Bahn be, | Januar 54,1, bez., per Januar⸗Februar —,—,— bez; per Fe⸗ bis 211,5—211 M. bez., per November = Dezember 209 M. be er 211 
i z. defekt. m. ſtark. Ausw. — M. ab Bahn bruar⸗März — bez, per April Mai 56.7—56,6 bez, per Mai⸗Juni — Frühjahr 199,5—-200,5 Mk, bez. — Gerſte flau, per 1000 15 per 
bez., per November 2145 —2133—214½ bez, per November⸗De⸗ bez. Gekündigt 5000 Itr. Regulirungspreis 53,4 M. — Leinöl ) 00 Ki 
ember 1211219 — bez., per Dezember - Nanuar 210 per 100 Kilo loko 67,0 M. — Nee e per 100 Kilo loko 32,0 
is 211 bez., per Januar⸗ Februar — — bez., per April⸗Mai — — | M., November. 31,2 bez., per November ⸗ Dezember 31,2 bez., per 
bez., Mai⸗Juni 204 —2035— 204 bez. Gekündigt 10000 Ztr. Reguli⸗] Dezember ⸗ Januar 31,3 bez., per Januar —.— 95 per Januar⸗ 
rungspreis 214 M. bez. — Gerſte per 1000 Kilo loko 145—200 | Februar — bez, per Februar⸗März — bez. per April⸗Mai — bez. 
nach Qualität gefordert. — Hafer per 1000 Kilo loko 140—168 nach Gekündigt — At. Regulirungspreis —.— M. — Spiritus per 
Qualität gefordert, ruſſiſcher 147—156 Ge oſt⸗ und weſtpreußiſcher 100 Liter loko ohne Faß 58,5 bez., per November 58,5—58,1 —,— 
„un urgiſcher 156 bis 159 bez., bez., per November⸗Dezember 57,6—57,4 —,.— bez., per Dezember: 
ſchleſiſcher 153—159 eh böhmiſcher 153, —159 bez., per Nov. 148 .— Januar 57,6—57,4 bez., per Januar = 80 a — bez., Februar ⸗ März 
t, per No 


| De Un jet 
ohne Faß bei Kleinigkeiten 55,5 M. Br., per November 54 "9 lt 
April Nai 56,5 M. B. — Spiritus wenig verändert, GE dër 


I d g ` 5 ‚os d d 
Mai 152 — 153 bez. Gekündigt 9000 Ztr. Regulirungspreis 1485 | 59,6—59,1 —,— bez. Gekündigt —— Liter. Regulirungspreis —.— | Br. u. G., 5 565 M. 
bezahlt. — Erbſen per 1000 Kilo Kochwaare 200—215 M, Futter⸗ M. bez. i g erl. Börſ.⸗Ztg.) 58 M. 29 E U. 1 Ce Nichts. Ss Regula Frühlaht 
waare 185—196 M. — Mais per 1000 Kilo loko 143—146 nach Bromberg, 2. November 1880. Bericht der Handels kammer. Weizen 210 M. Roggen 211 M., Rübſen 237 M ele: 
Qualität gef., per en 1 M., 5 Das 8 1 ja 6585 A 11 155 glaſig 11 lee Spiritus 75 P. ` Petroleum loko 1135-114 Sf 15 e Ei 
ber⸗I — M. bez., April⸗Mai „ bez., rumäniſcher — a ualität 160 Mark — Roggen: feſt, loco inländiſcher | fi 18 2 d Ale 
15 SE amerikaniſcher — ab B. bez. Gekündi 2 00 — 205 Mk., polniſcher 175 —190 Mark. — Gerſte: feine lrungspreis 11.35 M. ent Ditiee-Ztg,) 


Berlin, 2. November. Die Börſe hat den neuen Monat mit einer | Lombarddarlehne um 74 Millionen Mark fich vergrößert. Entſchieden 
ziemlich unfreundlichen Stimmung eröffnet. Schon geitern zeigte ſich ][ haben wir es hierbei mit dem verſtärkten Geldbegehr, der ſtets zum 
eine unbeſtimmte, ſchwankende Haltung, und heute iſt zu bemerken, Schluſſe eines jeden Monats an die Bank geſtellt wird, zu thun. 
daß die Tendenz noch weniger feſt und die Umſätze noch Gn als] Andererſeits floſſen der Bank 6,586,000 Mark im Giro⸗Verkehr zu. 
geſtern waren. Beſtimmte äußere Gründe für dieſen Stimmungs⸗] Wir bemerken hierbei, daß ſich hiermit ein Prozeß einleitet, der die 
Wechſel ſind nicht anzuführen, und wenn die von den auswärtigen letzten Erinnerungen an die Septembervorgänge verwiſcht und daß 
Plätzen eintreffenden Kurs⸗Meldungen auch gerade nicht günſtig lauten, ſomit ein Beweis mehr gegeben iſt, daß nun wieder normale Zuſtände 
jo können fie aber auch keineswegs verantwortlich gemacht werden für | auf dem Geldmarkte Platz greifen. Von den einzelnen Gebieten iſt 
die Niedergeſchlagenheit, die ſich der hieſigen Spekulgtionskreiſe bes | in Bezug auf den heutigen Verkehr wenig hervorzuheben. Ueberall 
mächtigt hat, und für die Zurückhaltung, die den geſchäftlichen Verkehr] war das Geſchäft ſehr eingeſchränkt und demgemäß blieben auch die 
in ſo enge Banden ſchlägt. Der heute veröffentlichte Ausweis der etwaigen Kursveränderungen ganz belanglos. Verhältnißmäßig lebhaft 
Reichsbank zeigt eine ziemlich erhebliche Zunahme in den Anlagen der | wurden die Aktien der deutſchen Bank ai und erzielten dieſelben 


etwas forcirten Rückgang der Laura⸗Aktien gedrückt und wei 

in den ſonſtigen Snduftrie-Rapieren wurde weni oan "Om 
Bewegung erfreuten Do wie ſchon geſtern, die Arten der Meel 
Brauereien. Bank⸗Aktien verhielten ſich ſehr ruhig und E 
Aktien waren wenig feſt, Kapitals⸗Anlagewerthe blieben vernachliffi d 
preußiſche Fonds und andere deutſche Staats⸗Papiere zeigten ſich bi 
geringem Verkehr als feſt. Pommerſche Hypothekenbank ik 
Heſſiſch⸗Rheiniſche Bergwerk weichend. Per Ultimo notiren: Fra ofen 
476—6,50, Lombarden 146, Kreditaktien 484—3—5, Damen 
Bank 150,90—0,25—0,60, Diskonto⸗Kommandit⸗Antheile 175,10 15 
174,75—5,50, Deutſche Bank 146,50, Dortmunder Union 78,75 ken 
bis 78,25—9,25, Laurahütte 113,30—113. 1 65 


l 


Bank. Es haben die Wechſelbeſtände um IS SE 95 10 auch a 9 i een 11 — waren auf den N 
10 7 H. B. , =. Kredit⸗ en. = . G 2 . v. } 
Fonds: U. Aktie n⸗Börſe. do. II IV. 1105 110150 5 iſche Banf 4 1106,50 G 40 0 in 995 17 55 e E, 4 | 99,50 G Zen EE 
5 Berlin, den 2. November 1880. Pomm. III. ch, 1005 | 99,25 © l. Rheinl. u. Weſtf 4 38,75 bz Altong⸗Kie! 4 157,75 ap ihein. St. A. abg. 63 158,80 bac | do. Coſ.⸗Oderb. 4 5 
Preußtiſche Fonds: und Geld- Br. B. C.⸗H.⸗Br. 13.15 107,00 G ` Ëtt Sprit⸗u. Pr.⸗H. 4 10080 bz Sr tee 4 116,80 656 | do. neue 40 proc. 5 152,50 bi de. do. 5 
Courſe. do. do. 100 5.102,10 © Berl. Handels⸗Geſ. d 168000 bi Berlin⸗Anhalt 4 121.50 56 j do. Lit. B. gar. 4 | 99,10 bz . Nied.⸗Zwgb. 31 
Conſol. Anleihe 44 104.90 bz do do. . 115 10240 bz do. Kaſſen Verein. 4 9500 Som Berlin-Dresdoen ` 4 | 19,10 bz „ Starg.⸗Poſ. 4 
g do. neue 1876 4 100,00 bz Pr. C.⸗B.⸗Pfdbr. 1 0 bz 1 Disk.⸗Bk. 4 SE ch Berlin⸗Görlitz 4 | 20,20 bz Eiſenbahn⸗Prioritäts⸗ do II 
ö Staats⸗Anleihe 4 99.90 bz do. unk. Wer 015 tralbE. f. B. 4 ‚30 bz Berlin⸗Hamburg 4 231,00 bz € Sr Tiret: do. TIL ed 
Staats⸗Schuldſch. 37 98,25 bz do. der u. 7 d 44 Gentralbt. & J. u 8. a Bresl.⸗Schw.⸗Frbg 4 109,30 Ba Obligationen. Oſtpreuß. E Ka 
ER echt ul, 40350 W 1 SIS 4 35.60 A Feller Guben | 21,10 136 fang Mahnicht 1441100,99 G itt. B. 41 f 
Berl. Stadt⸗Obl. 45 oh 0. ( ee, Wechsler SS 4 1100 0 ävkich-Bojener 4 | 26,90 bz do. do. II. 5 100506 . do. itt. C. 4 = 
do. do. SEI 94,50 bz 5 Hyp.⸗ 5 1105 1550 De Danzi E a, 415080 Sam Magdeburg. 9 9 4 do. do. III. 5 100,10 © Rechte ⸗Oder⸗Ufer 4102,60 0 
Schldv. d. B. Kfm. 43 en u: vo 410390 0 do. do. Lit. B. 4 BBerg.⸗Märkiſche I. 4103,25 © Rheiniſche 4 CS 
Piandbriefe. 0710 i 0 0 Re en 8200 8 Nordhafen Geng | 28,10 Sp | bo. II. 4102,25 G v. St gar 3 BEL 
erliner 5 1010 5 EE D 10100 5 üdesban 4 11575 0 Sberſchl. Tit. Au. 0. 31 208 b do. II. v. St. g. 3 91,00 5 v. 1858, 60.451102,00 bi 
do. 4 99 SÉ 9 Hyp. 00 1 S 4 14600 Gm Läit Lat. B. 3110,00 38 | do. do. List. B. 3 91,00. 5 v. 1862, 64 4102.00 4% 
Landſch. Central, 4 | 99.00 D 0. 1 al 15 Ja 55 D an 116.25 b Sot, Südbahn : | 4450 Wë do. do. Lo J. 5 89,00 B ». 1865 „4102,00 5 
Kur⸗ u. Neumärk. Gi 94.00 © (Kruppſche Obligat. 5 1107,60 bz 59, 85 SE 9200 de [echte Oderuferb. 1 151,70 bi do. IV. 44 102,00 G 1869,71, 73410200 wë 
do neue 2 99990 G = — Se yp. 1 14625 55 Rhein⸗Nahebahn 4 | 20,60 ban do. V. 45 102,00 G v. 1874, 7745 
g 4 | 99,40 ® Ausländiſche Fonds. do. e E . D E 55 Stargard⸗Poſen 4 102.10 56 | do VI. 4 103,20 6 Rh.⸗Nahe v. St. g. 410270 % 
8 Dee wem 4 merit. vs 1881 Geier Bank 4 8675 de unge 4 172,00 bz | do. VII. 44 102,10 5 II. do. 4102.7 0 
des de. 9. 1886 Laer Hane 4 56,7 MO oe Et. F. v. St gar | 98,75 55 ` Wadern 4 | 9825 © jSchlesmSolftein i n 
DOPſſpreußiſche 1 98 8 do. Bds (fund.) 5 1100,30 © Goth ® Se) 4 10150 G Iert v St gar 44110425 bz do. do. II. 4 98,25 G hüringer 121906 
| do. 4 101105 Notte ger Anlet 5 1 a 90.50 doch [Kudwigzd.-Berbac [4 201,40 A do. do. III. 4101,75 G . I. 4103,00 0 
i do. 43 an 5 Mewyork. Std.⸗Anl. 6 122,40 G Zo dën 4 WT IRainz⸗Lubwigsh. 96,50 bz do. Düſſ.⸗Elb.⸗Pr. 4 R IZ. 4 99,00 9B 
Pommerſche Op 0 ei eſterr. Goldrente 4 | 75,00 bz Be 10 4 10800 B Deimar⸗Geraer 44 49.75 658 do. do. _11.41101,75 © . IV. SC 
do. 4 10260 0 do. Tier dent 47 61,80 bz ge . Credith 4 148.50 G do. Dortm.⸗Soeſt 4 98,25 G VI. 44 f 
. dé 99 90 8 do. Silber⸗Rente 4 62,70 bz 0 cl 4 102.50 b do. do. 11.441101, © g 
SCHE neue 14 | 99,00 G do. 280 fl. 18544 GE Privatb⸗ 4 112.50 6 Auer dt N 12920 7 95 Ruhr 1 10725 5 — 
8 N do. Er. 100 fl. 1858 — 327,00 58 2 ` 6 mſterd⸗Rotterd. 25 b5 b. Ruhr⸗Cr. K. 44101, Ansländi aten. 
ir do, alte A. d do. do. v. 1864 — 310,20 G H. Dypo Set 4 9400 46 Böhm Weſtbahn 100,70 56 | do. do. III. 4101,25 G N eth⸗Weſtbahnß | 85,40 5 
do. neue J. 4 8940 o Ungar Goldrente 6 | 92,60 bz PN Si bl. 4 9050 ei Breſt⸗Grajewo Berlin⸗Anhalt I. 4102,25 B SE 90,00 5 
Weſtpr. ritterſch. 38 89,40 G do. St.⸗Eiſb. Akt. 5 | 88,0 bz dean b a SE ir Bodenba 84.30 56 | do. II. 4 ö do. 5 8800 
do. 4118806 f do. Koofe > 1912.00 B N en Dan 16525 jElabetb-Weftbahn|ö | 83:25 dc | do. ro B. 102 | do. de. GE 
do. ; do. Schatzſch. I. 6 Dr 00 edit 4 46.25 056 Rail. Franz Doten 72,75 bz BBerlin⸗Görlitz 4,,101,70 G. je mb 155 V. 5 87205 | 
do. II. Serie 5 EE al. (Karl Ludwig.) 5 116,70 bz do, do. Litt. Bi 100,00 ag Lemberg⸗Czernow !. 5 77,60 © 
do. a een do. do. D ese, Juen Br 4 9.00 b Solchard Sehn 80h | 19,00 bes Berlin⸗Hauburg do. 5 | 80,30 % 
Ee 45 103,25 bz toben, Rente 86,30 bz ofen d Mecht d 4 72000 6 Aach nb 9 1300 A 90 do. 1790 41/102,40 bz 10 SC 7680 eh 
fe: do. Tah.⸗Oblg. 6 8 a ich⸗Limburg 4 j „ 3 I 5 S VEER 
Kurz u. Neumärk. 4 99,80 bz Rumänier 5 e 18300 96 Oeſtr.⸗frz. Staatsb. 5 5 rl.⸗Ptsd.⸗M. A. B. 4 99,30 bz W fe.) 28,50 ll j 
Pommerſche 99 50 G rage Looſe — 49,00 bz Aller ER do. Nordw.⸗B. 5 30225 bz do. do. 6.04990 ap Vis udwigsb. 57 9 
Poſenſche 99.10 & Ruf. Centr.⸗Bod. 5 | 75,25 bz H, do. Litt. B. 65 336,00 56 do. do. D.421102,75 bz gei 2 E 8 6 | 
Pereußiſche .. 9970 5 do Engl. A. 18225 | 87,50 bz Neichen h Pardubitz 41 59,10 G do. do. F. 4 101,60 bz Stern tab. 13 375,10 % 
aut 9 Weſtfäl. 499,70 bz do. do. A. 4. 18625 | 88,00 8 1 1 70,25 bz 50 . / 44 Pester a 3 10500 Ge 
. ' uf. fund. A. 187015 | 88,50 x ask⸗Wya o. do. 4 99,25 W fen dee eee 
Schleſiſche 4 1100.06 © SE A Rumänier 33, 5330 b, | do. m4 8925 0 12% „ i en [103,0 Ka 
5 SE do. 18708 ächſiſche Ba 25 86 | do. Gertifitate 4 53,30 bi | do. IV. v. St. g. 4 Gre. Nordwest. 5 86% 
20 ⸗Jrankſtücke 16,16 538 5 GE Auf. Staatsbahn 5 131.00 B do. VL do. 199508 Meil-Xebmitb.Lit.B5 | 85106 
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